
 

 

 
DOKUMENTATION 

 

für gemeinschaftliche Wohnprojekte 

 

29./30. SEPTEMPER 2022 IN TÜBINGEN 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

Herausgegeben von: 

 

mitbauzentrale münchen 

Netzwerk Frankfurt für gemeinschaftliches Wohnen e. V. 

Netzwerk Leipziger Freiheit 

  



 

 2 

 

AUFTAKT UND FÜHRUNG DURCH DIE TÜBINGER SÜDSTADT 5 

Führung und einleitende Worte von: Cord Soehlke 5 

SCHWERPUNKT 9 

Dachgenossenschaft Wohnen Tübingen 10 

Vortrag von: Axel Burkhardt 10 

Hamburg-Erfahrungen mit der Objektförderung 13 

Vortrag von: Sascha Gajewski (Mitstadtzentrale) in Vertretung für Katrin Brandt (stattbau HH) 13 

Leipziger Erfahrungen beim Einsatz von Erbbaurechten für 

kooperatives und bezahlbares Bauen und Wohnen 15 

Vortrag von: Julia Lerz und Oliver Koczy (Stadt Leipzig) 15 

Fishbowl - Ideen, Praxisbeispiele und offene Fragen 17 

THEMENBLOCK - Baurechtsschaffung in neuen Siedlungsgebieten 20 

Vortrag von: Felicia Müller (Fachabteilung Projektentwicklung, Stadt Tübingen) 21 

Vortrag von: Thomas Gauggel und Matthias Gütschow (Architekten, Tübingen) 23 

ABSCHLUSS 25 

Diskussion über eine Weiterführung des interkommunalen Austauschs und mögliche Themen 25 

DER AUSTAUSCH 29 

IMPRESSUM 31 



 

 3 

  



 

 4  



 

 5 

Führung und einleitende Worte von: Cord Soehlke 

 
In die Vergangenheit schauen und von Konzept-
verfahren in Tübingen lernen sowie gemeinsam 
Lösungen für aktuelle Herausforderungen ent-
wickeln – das waren Ziele des 5. bundesweiten 
Austausches Konzeptverfahren für gemein-
schaftliche Wohnprojekte. 
Der Austausch war in diesem Jahr in zweierlei 
Hinsicht besonders wichtig: Zum einen fand 
dieser Austausch nach pandemiebedingter Pause 
wieder in Präsenz und mit Exkursionen statt. 
Zum anderen stehen gemeinschaftliche Wohn-
projekte und die Kommunen aktuell auf Grund 
von steigenden Zinsen und Baukosten sowie der 
ausgesetzten KfW-Förderung vor großen Her-
ausforderungen. 
Um sich über diese Situation und mögliche Lö-
sungen auszutauschen, waren am 29. und 30. 
September 2022 aus 20 Kommunen 45 Vertre-
ter:innen von Kommunalverwaltungen, Projekt-
koordinator:innen, Berater:innen und For-
schende in Tübingen zu Gast. 
 

Konzeptverfahren in Tübingen 
 
Tübingen ist eine DER Erstanwenderstädte von 
Konzeptverfahren für gemeinschaftliche Wohn-
projekte in Deutschland und die Stadtentwick-
lung mit Baugemeinschaften hat hier mit über 
25 Jahren Anwendungspraxis eine lange Tradi-
tion. Über die Festlegung von Entwicklungsbe-
reichen entwickelte Tübingen seit den 1990er-
Jahren auf brachliegenden Flächen wie ehemali-
gen Kasernenarealen die Quartiere Französi-
sches Viertel, Loretto Areal, Königsberger 
Straße, Alexanderpark, Mühlenviertel, Ölmühle 
und alte Weberei.  
Dabei war das Zielbild immer die „Europäische 
Stadt“. Dazu gehört die Nutzungsmischung im 
Erdgeschoss, eine hohe Dichte, eine kleinteilige 
Parzellierung und ein lebenswerter, autoarmer 

öffentlicher Raum als Wohnzimmer der Nach-
barschaft.  
Anfangs spielte die soziale Mischung eine unter-
geordnete Rolle. Vielmehr ging es darum, mit 
Privatleuten gemeinsam Stadt zu bauen und Fa-
milien durch Baugemeinschaften (Wohneigen-
tumsgemeinschaften – WEGs) vom Wohnen in 
der Stadt statt in einem Einfamilienhaus außer-
halb zu überzeugen. Heute sind die entstande-
nen Wohnungen teilweise weitervermietet oder 
-verkauft. 
Die Grundstücke werden in Tübingen seit Beginn 
der Konzeptverfahren zum Festpreis vergeben. 
Es gibt keine feste Punktematrix für die Bewer-
tung der Projekte. Vielmehr steht die Frage im 
Mittelpunkt: Was ist der Mehrwert des Projekts 
für das Quartier? Dabei gibt vor allem die sozi-
ale, bauliche und funktionale Mischung den 
Ausschlag. Darüber hinaus ist die Realisierbar-
keit ein wichtiges Kriterium.  
Alle Kompetenzen für die Entwicklung eines 
Quartiers werden in einem Amt gebündelt. Für 
den jeweiligen Entwicklungsbereich erfolgt ein 
städtebaulicher Wettbewerb, der in einem Rah-
menplan mit einer Blockstruktur mündet. Die 
Projekte können in ihrer Bewerbung bis zu fünf 
Wunschstandorte im Quartier angeben. Vor der 
Vergabe sind die Grundstücke nicht vorparzel-
liert. Die Entscheidung für die Projekte und ihre 
Standorte erfolgt an einem Tag durch ein Verga-
begremium. Zunächst werden alle Projekte ein-
zeln vorgestellt und vorbewertet. Dann erfolgt 
eine Diskussion ähnlich einer Jurysitzung bei ei-
nem architektonischen Wettbewerb und die Pro-
jekte werden auf einer großen Metalltafel mit 
Magneten bzw. digital „zusammengepuzzelt“, 
sodass sie sich gegenseitig ergänzen und ein 
Quartier bilden. Wenn sich die Jurymitglieder 
über einzelne Projekte uneinig sind, erfolgt eine 
Mehrheitsabstimmung. Am Ende stimmen alle 
gemeinsam über das Gesamtkonzept ab, wobei 
es keine Gegenstimmen geben darf.  
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Die Innenhöfe der Blocks gehören zu einem Teil 
(5m ab Hauswand) zu den Baugruppen, der Rest 
wird über Grunddienstbarkeiten geregelt und 
von allen Projekten im Block gemeinsam gestal-
tet. Über diese gemeinsame Gestaltung und eine 
gemeinschaftliche Planung und Nutzung der 
Tiefgaragen sind die Projekte innerhalb eines 
Blocks eng miteinander verzahnt und bilden 
eine Gemeinschaft. 
 
Neue Themen und Herausforderungen 
 
Insgesamt erzählen die entstandenen Quartiere 
eine Erfolgsgeschichte und sind preisgekrönte 
und lebenswerte Teile der Stadt. Etwa seit 2015 
kommen neue Entwicklungen und Themen 
dazu, die das bewährte Verfahren ergänzen oder 
es weiterentwickeln.  
 
1. Wohnen für geflüchtete Menschen 

 
Die Stadt Tübingen hat ihre Idee der Konzept-
verfahren auf das Wohnen für geflüchtete Men-
schen übertragen. So konnte die Zivilgesell-
schaft im Stadtgebiet verteilt Wohnprojekte für 
und mit geflüchteten Menschen errichten. 
 
2. Konzeptverfahren auf Privatgrundstücken 
 
Die innerstädtischen Brachflächen im städti-
schen Eigentum sind in Tübingen inzwischen 
größtenteils bebaut und entwickelt. Mittlerweile 
hat Tübingen deshalb zwei Entwicklungen auf 
privaten Grundstücken umgesetzt. Dort wurde 
in städtebaulichen Verträgen festgelegt, dass ein 
Prozentsatz von 25 Prozent der Baufelder für 
Baugruppen vorzusehen ist. Diese wurden per 
Konzeptverfahren verkauft. Ein Beispiel hierfür 
ist das Quartier „Alter Güterbahnhof“. 
 
3. Baulandentwicklung in den Ortsteilen 
 
Eine weitere Folge davon, dass das innerstädti-
sche Entwicklungspotential größtenteils ausge-
schöpft und die Nachfrage nach Wohnraum in 
Tübingen unvermindert hoch ist, ist die aktuelle 
Entwicklung der dörflich strukturierten Ort-
steile. Dort wird nur dann Baurecht geschaffen, 
wenn alle betroffenen Grundstücke im Eigentum 
der Stadt sind. 

Die Vermarktung der Baugrundstücke erfolgt 
dann nach sozialen Kriterien und mit inhaltli-
chen Regelungen zu Vielfalt und Innovation. 
Beispielkriterien in den Konzeptverfahren sind 
die Bindung an den Ort, das Einkommen, die 
Kinderzahl und möglicher Pflegebedarf der 
künftigen Bewohner:innen.  
Ein Drittel der Flächen geht an innovative Pro-
jekte oder Projekte mit sozialer Wohnraumför-
derung. 
 
4. „Fairer Wohnen“ 
 
In Tübingen steigt der Mietspiegel und Gentrifi-
zierung ist zunehmend eine Herausforderung. 
Das liegt zum Teil auch am Weiterverkauf von 
Wohnungen innerhalb der Wohneigentumsge-
meinschaften. Um darauf zu reagieren und den 
Anteil an gefördertem Mietwohnungsraum zu 
erhöhen, hat die Stadt das Tool „fairer Wohnen“ 
entwickelt und 2018 in einem Baulandbeschluss 
verabschiedet. Über eine Drittelregelung – mit 
einem Drittel geförderten oder gemeinwohlori-
entierten Wohnungsbau, einem Drittel stark 
preisgedämpftem Wohnungsbau und einem 
Drittel preisgedämpftem Wohnungsbau – soll 
der Anteil an gemeinwohlorientiertem und 
preisgedämpftem Wohnraum erhöht werden.  
Darüber hinaus erarbeitet aktuell die Genossen-
schaft "Neustart: solidarisch leben + wohnen 
eG" ein Konzept für einen Baublock, das sich an 
der Idee der Commons orientiert. 
 
Schwere Zeiten erfordern gute Lösungen 
 
Seit etwa einem Jahr stehen so gut wie alle 
neuen Bauprojekte vor großen Schwierigkeiten. 
Das Ende der niedrigen Zinsen, die Neugestal-
tung und zwischenzeitliche Aussetzung der 
KfW-Förderung, sowie die Pandemie und der 
Fachkräftemangel mit den damit zusammen-
hängenden stark steigenden Baukosten, stellen 
die Projekte bundesweit hinsichtlich ihrer Fi-
nanzierung auf die Probe. Für die Stadt Tübin-
gen stellt sich die Frage, bis zu welchem Punkt 
Projekte gerettet werden können und müssen. 
Derzeit ist ein schneller und direkter Dialog mit 
den Projekten und Entscheidungsträger:innen 
essenziell. Es geht um das richtige Maß an ho-
hen Anforderungen an den Städtebau und die 
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Nutzung und gleichzeitig viel Flexibilität, An-
passbarkeit und Pragmatismus bei der gemein-
samen Lösungsfindung für einzelne Projekte. 
Die Krisenzeiten sollten genutzt werden, die be-
stehenden Werkzeuge zu verbessern und anzu-
passen.  
 
Die Stadt Tübingen ist ohne aktive Bodenpolitik 
nicht mehr vorstellbar. Die konsequente Anwen-

dung von Konzeptverfahren und die Quartiers-
entwicklung gemeinsam mit vielen Partner:in-
nen aus der Zivilgesellschaft hat Tübingen zu ei-
ner anderen Stadt gemacht. Konzeptverfahren 
sind deshalb heute politisch nicht umstritten. Ob 
eine schwächere Haushaltslage zu neuen Dis-
kussionen führen wird, bleibt abzuwarten. 
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Dachgenossenschaft Wohnen Tübingen 

Vortrag von: Axel Burkhardt (Beauftragter für Wohnraum, Stadt Tübingen) 

 
Die Boden- und Wohnungspolitik Tübingens steht 
vor zahlreichen Herausforderungen. Axel Burkhardt 
stellte diese Herausforderungen aus der kommuna-
len Perspektive in seiner Rolle als Beauftragter für 
Wohnraum dar, bevor er die Dachgenossenschaft 
Wohnen als einen Lösungsbaustein präsentierte. 
 
Langfristige Bezahlbarkeit 
 
In den letzten Jahren sind in Tübingen erhebli-
che Preissteigerungen für Mieten und den Ei-
gentumserwerb zu beobachten. Der “Generatio-
nenwechsel” in den bestehenden 
Baugemeinschaften führt zum Verkauf oder zur 
Vermietung der Wohnungen in WEGs. Zusätzlich 
werden immer häufiger Baugemeinschaftswoh-
nungen als Spekulationsobjekte genutzt. 
 
Demografischer Wandel 
 
Der in den nächsten Jahren stark steigende An-
teil einer älter werdenden Bevölkerung bringt 
verschiedene Herausforderungen mit sich. Die 
Eigenheime sind häufig nicht barrierefrei und 
der Unterhalt des eigenen Wohnraums stellt oft 
eine hohe Belastung dar. Daraus ergibt sich ein 
enormer Bedarf nach neuen Wohnformen. Be-
sonders gefragt ist kleinräumiges, wohnortna-
hes, altengerechtes Wohnen mit flexiblen, am-
bulanten Betreuungsleistungen und 
gemeinschaftliches, generationenübergreifen-
des Wohnen mit Begegnungsorten. 
 
Sich ändernde Haushaltsformen 
 
Neben dem demographischen Wandel gibt es 
weitere Faktoren, die zu einer Nachfrage nach 
anderen Haushaltsformen führen. Es gibt eine 
zunehmende Zahl an Singlehaushalten und das 
klassische Familienbild ändert sich hin zu fle-
xiblen Familienformen, größeren Familien und 
Haushaltszusammenschlüssen. Daraus entsteht 
ein enormer Bedarf an bezahlbaren, neuen 
Wohnformen mit einer guten Flächeneffizienz 
und flexibel nutzbaren Räumen. 
 
Hohe Hürden für bestehendes 
bürgerschaftliches Engagement und lokale 
Initiativen 
 
In Tübingen besteht eine Gleichzeitigkeit aus ei-
ner breiten Kultur bürgerschaftlichen Engage-
ments auf dem Wohnungsmarkt und fehlenden 

genossenschaftlichen Akteuren, um diesen Be-
darfen gerecht zu werden. 
Eine kleine Genossenschaft zu gründen, ist nicht 
einfach und benötigt viele Ressourcen. Auch die 
wirtschaftliche Betreuung eines genossen-
schaftlichen Hausprojekts erfordert viel Auf-
wand. Die Finanzierung neuer Wohngebäude 
muss durch die Mitglieder gestemmt werden. 
Dazu ist ein Eigenkapitalanteil von mindestens 
20 Prozent notwendig. Die Verknüpfung mit an-
deren nachbarschaftlichen Angeboten erfordert 
zusätzliche Managementkapazitäten. 
 
Trotzdem sieht die Stadt Tübingen genossen-
schaftliche Wohnformen als wichtiges Instru-
ment für aktuelle gesellschaftliche Herausforde-
rungen. Genossenschaftliche und 
gemeinschaftliche Wohnkonzepte könnten die 
kritischen Entwicklungen des demografischen 
Wandels abfedern. Damit die letztgenannte Her-
ausforderung der aufwendigen Genossen-
schaftsgründung kleinere Initiativen nicht über-
lastet, hat die Stadt eine Dachgenossenschaft 
gegründet. Diese erleichtert die Organisation ei-
nes genossenschaftlichen Wohnprojekts und 
bietet eine genossenschaftliche Struktur für 
Selbstverwaltung und Selbsthilfe. Sie berät 
Wohnprojekte, baut Wohngebäude und koordi-
niert die Projektentwicklung. Sie übernimmt au-
ßerdem dauerhaft Managementaufgaben wie die 
Mietverwaltung oder Buchhaltung und über-
nimmt die Rechenschaftspflichten gegenüber 
Prüfungsverbänden. Nicht zuletzt soll die Dach-
genossenschaft auch Menschen mit geringem 
Einkommen und Vermögen einen Zugang zu ge-
meinschaftlichem Wohnen ermöglichen. 
 
Der Weg zur Dachgenossenschaft 
 
Die Idee zur Gründung einer Dachgenossen-
schaft entstand im Herbst 2019 in der Fach-
gruppe „Gemeinwohlorientierte Akteure“ im 
Rahmen des kommunalen Handlungspro-
gramms „Fairer Wohnen“. Im Januar 2020 
nahm die Stadt damit an der Ausschreibung 
„Beispielgebende Projekte“ im Rahmen der 
Wohnraumoffensive Baden-Württemberg teil. 
Darauf folgte ein Jahr intensiver Abstimmungen 
mit der Kommunalaufsicht, dem genossen-
schaftlichem Prüfungsverband vbw und dem 
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg. 
Im Februar 2021 wurde die Genossenschaft offi-
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ziell gegründet und es gab einen Beitrittsbe-
schluss des Gemeinderates. Im Frühjahr 2021 
fiel die erste Vergabeentscheidung eines Kon-
zeptverfahrens zugunsten eines Dachgenossen-
schaft-Projekts. Seit der Eintragung ins Genos-
senschaftsregister im August 2021 ist die 
Dachgenossenschaft voll handlungsfähig und 
hat im März 2022 ihren ersten Bauantrag für das 
Projekt „Heck-Pilot“ abgegeben. Dieses besteht 
aus zwölf Wohnungen, acht davon gefördert, 
vier barrierefrei. Es hat große Gemeinschaftsflä-
chen und eine flexible Grundrissgestaltung, so-
dass ein bis vier Wohnungen pro Stockwerk 
möglich sind.  
Ziel ist es, in den ersten acht Jahren zehn Pro-
jekte umzusetzen.  
 
Funktionsweise 
 
Die einzelnen Wohnprojekte entwickeln ihr ei-
genes Konzept und treten damit auf die Dachge-
nossenschaft zu. Wenn das Konzept überzeu-
gend ist, kommt eine Unterstützung zustande. 
Die Dachgenossenschaft setzt sich aus den indi-
viduellen Mitgliedern der einzelnen Projekte zu-
sammen, die alle direkt Mitglieder der Dachge-
nossenschaft sind. Die Einzelprojekte sind 
selbstorganisiert und regeln ihre eigene Finan-
zierung. Eine gegenseitige wirtschaftliche „Soli-
darität“ unter den Einzelprojekten ist nicht ein-
geplant, sondern jedes Projekt wird 
eigenwirtschaftlich betrachtet, auch wenn die 
Gesamtgenossenschaft für die Projekte haftet. 
Die Gruppe bewirbt sich mit ihrem Konzept und 
dem Wissen der Unterstützung durch die Dach-
genossenschaft auf eine Ausschreibung. Die 
Dachgenossenschaft kauft das Grundstück und 
übernimmt die Managementfunktionen und die 
Projektkoordinierung. Die Unterstützung durch 
die Dachgenossenschaft ist nicht direkt einer 
„Höherbewertung“ im Verfahren gleichzuset-
zen. Die Gemeinwohlorientierung ist aber Krite-
rium in der Vergabe. Diese Kriterien der Vergabe 
sind für alle Bewerber:innen gleich. Daher hat 
eine vergaberechtliche Prüfung ergeben, dass 

hier kein Interessenskonflikt durch eine Vorteil-
nahme besteht. 
Neben der Beteiligung an Konzeptverfahren soll 
die Dachgenossenschaft auch Bestandsimmobi-
lien aufkaufen und sie so vor Spekulation und 
steigenden Mieten schützen. Damit reiht sie sich 
ein in aktuelle bodenpolitische Instrumente wie 
z.B. die GIMA in München, Frankfurt und Berlin, 
die sich als Dienstleistungsgenossenschaften 
konstituiert haben. 
Dagegen sollen in die Tübinger Dachgenossen-
schaft keine kommunalen Grundstücke einge-
bracht werden, da dies kommunalrechtlich 
kaum möglich ist. Dies geht nur für kommunale 
Wohnungsunternehmen, bei denen die Stadt die 
Mehrheit hat.  
Momentan hat die Genossenschaft zwei ange-
stellte Vorstände. Anfangs waren die Wohn-
raumbeauftragten als Interimsvorstände einge-
setzt. Die Stadt behält sich vor, zwei 
Aufsichtsratsmitglieder zu stellen, ansonsten ist 
eine zunehmende Unabhängigkeit der Dachge-
nossenschaft von der Stadt gewünscht. 
 
Finanzierung 
 
Die Finanzierung der ersten Projekte erfolgt 
über Eigenanteile der Mitglieder, private Nach-
rangdarlehen und eine öffentliche Anschubfi-
nanzierung. In der Regel sind für die Finanzie-
rung eines genossenschaftlichen Wohnprojekts 
ca. 20-30 Prozent Eigenkapital nötig. Das ist 
eine hohe Hürde für Haushalte mit geringen 
Mitteln. Daher baut die Dachgenossenschaft auf 
einen Solidarfonds mit klaren Regeln, wer auf 
diese Unterstützung einen Anspruch hat. Durch 
diesen Solidarfonds reduzieren sich die Pflicht-
anteile für Menschen mit geringeren finanziel-
len Möglichkeiten. Der Solidarfonds wird durch 
ein Förderprogramm des Landes als Gründungs-
zuschuss mit einer Ko-Finanzierung durch die 
Kommune gestemmt. Nach acht Jahren soll der 
Solidarfonds durch Überschüsse der Genossen-
schaft und weiteren Mitgliederdarlehen aufge-
füllt werden (s. Abb. rechts).  

 

Präsentation 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-1-BuKV-Dachgeno-Tuebingen.pdf 

Praxisbeispiele 

Dachgenossenschaft Tübingen https://dachgeno-tue.de/  
Gima München: https://gima-muenchen.de/startseite.html 
Gima Fraunkfurt: https://gima-frankfurt.de/ 
Häuser Bewegen GIMA Berlin-Brandenburg eG: https://haeuserbewegen.de/gima/ 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-1-BuKV-Dachgeno-Tuebingen.pdf
https://dachgeno-tue.de/
https://gima-muenchen.de/startseite.html
https://gima-frankfurt.de/
https://haeuserbewegen.de/gima/
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Quelle: Vortragsfolien Axel Burkhardt 
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Hamburger Erfahrungen mit der Objektförderung 

Vortrag von: Sascha Gajewski (Mitstadtzentrale Köln) in Vertretung für Katrin Brandt (stattbau HH) 

 
Katrin Brandt konnte auf Grund eines Unfalls nicht 
am Austausch teilnehmen – alle Teilnehmenden 
senden ihr die besten Genesungswünsche! Aus die-
sem Grund stellte Sascha Gajewski - der in der vor-
hergehenden Woche eine Exkursion nach Hamburg 
unternommen und das Hamburger Modell kennen-
gelernt hatte - die Präsentation der stattbau HH 
stellvertretend kurz vor. 
 
Grundlagen der Konzeptverfahren in Hamburg 
 
In Hamburg werden grundsätzlich alle städti-
schen Grundstücke per Konzeptverfahren ver-
äußert. Eine Ausnahme bilden nur Direktverga-
ben an die städtischen Wohnungsunternehmen 
SAGA und fuw. In den großen Entwicklungsge-
bieten sind dabei 20 Prozent für Baugemein-
schaften reserviert. Die Vergabe erfolgt im Ham-
burger Drittelmix (Ein Drittel geförderte 
Mietwohnungen; ein Drittel freifinanzierte 
Mietwohnungen; ein Drittel Eigentum). Im Ent-
wicklungsgebiet Wilhelmsburg war die Nach-
frage von Baugemeinschaften allerdings so 
hoch, dass der Anteil an gemeinschaftlichem 
Wohnen aufgestockt wurde. Die 20 Prozent stel-
len also eine Art Zielkorridor dar und die Stadt 
ist hinsichtlich Anpassungen flexibel. 
„Baugemeinschaft“ ist in Hamburg ein offener 
Begriff und bezeichnet einen rechtlichen Zu-
sammenschluss von Bauwilligen, der zu Beginn 
aus mindestens drei Haushalten besteht und die 
Schaffung von individuellem Wohnraum zur 
Selbstnutzung, also keinen Verkauf oder Ver-
mietung an Dritte zum Ziel hat, wie zum Beispiel 
junge Genossenschaften oder Projekte des 
Mietshäuser Syndikats. 
Auch Kooperationsprojekte mit Altgenossen-
schaften fallen unter diesen Begriff.  
In Hamburg ist die Unterstützung durch profes-
sionelle Baubetreuer:innen Grundvoraussetzung 
für die Bewerbung bei Konzeptverfahren.  
 
Förderung und Zuschüsse für  
Baugemeinschaften  
 
Baugruppen werden durch die IFB Hamburg ge-
fördert. Dabei handelt es sich um eine Mischung 
aus Subjekt- und Objektförderung, die alle fünf 
Jahre an die Einkommen angepasst wird. Das 

heißt, es besteht nicht unabhängig vom Ein-
kommen auf ewig ein Anrecht der einmal geför-
derten Mieter:innen auf günstige Mieten. Der 
Grundstückspreis wird bei der Vergabe fixiert 
und ist bei gefördertem Wohnungsbau auf 
600€/m² Nutzfläche gedeckelt. 
Allerdings steigen die Baukosten und Zinsen, 
während die bisherige KfW-Förderung entfällt 
(vermutlich ohne adäquaten Ersatz). Hohe Kon-
zeptanforderungen führen ebenfalls zu noch 
höheren Baukosten. Daher verfolgt die Stadt 
Hamburg verschiedene Lösungsstrategien. Un-
ter anderem wurde der Erbbauzinssatz auf 1,4 
Prozent gesenkt. Zusätzlich werden Konzeptan-
forderungen abgespeckt und damit Kostentrei-
ber reduziert. Beispielsweise gibt es zumeist 
keine Tiefgaragen unter den Blöcken für Bauge-
meinschaften, es erfolgen keine Architektur-
wettbewerbe und es werden keine Loggien ge-
baut. Trotzdem sind die städtebaulichen und 
gestalterischen Anforderungen wie Verblend-
fassaden, hohe Erdgeschosse, Staffelgeschosse 
und energetische Standards wichtig und man 
kann nicht alles „wegsparen". Ein Pool an Ar-
chitekt:innen mit ausgewählten qualifizierten 
Büros für die neuen Baugebiete ersetzt einzelne 
Wettbewerbe. Außerdem gibt es für jede Anfor-
derung Zuschussformate. Zuschussförderungen 
gibt es zum Beispiel für einen Aufzug, die Barri-
ere-Reduzierung/Barrierefreiheit/Rollstuhlge-
rechtigkeit, die energetischen Standards und das 
Bauen mit nachhaltigen Baustoffen (Holz-
bauförderung, Backsteinförderung). Außerdem 
fördert die IFB Hamburg Kompaktwohnungen 
(30-45m²) und Wettbewerbsverfahren, wenn 
diese von der Stadt gefordert sind. Bei städti-
schen Grundstücken erfolgt zusätzlich eine För-
derung lagetypischer grundstücksbedingter 
Sonderbaukosten (Gründung/Schallschutz), eine 
Förderung der Gestaltungsauflagen (z.B. Sicher-
heitstreppenhaus, Loggien, hohe EGs). Ein 
Problem für viele Gruppen stellt dar, dass die 
Zuschüsse mittlerweile etwa denselben Anteil 
wie das Eigenkapital einnehmen, jedoch erst am 
Ende der Bauphase ausgezahlt werden. 
Ein weiterer Baustein der Hamburgischen För-
derung sind zinsgünstige Darlehen. Diese erfol-
gen zu folgenden Konditionen: 
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Bislang wurde die Hamburgische Förderung 
durch KfW-Darlehen ergänzt. Andere Bankdar-
lehen sind schwierig, da sie nicht im 1. Rang ab-
gesichert werden können. Aktuell gibt es Zu-
schüsse für KfW 40 und 55 und ein IFB-
Ergänzungsdarlehen. Dies ist jedoch an die 
Marktzinsen angepasst (aktuell bei 3 Prozent 
steigend). Um diesem Problem zu begegnen,  

 
wird aktuell nach einer Lösung gesucht. Diese 
könnte heißen: 
- Ergänzungsdarlehen zu besseren und fixierten 
Zinskonditionen 
- leichterer Zugang zu Eigenkapital (Direktkre-
dite; KfW 134) 
- Hamburgischer Fonds zur Finanzierung von 
Baugemeinschaften (über die IFBHH) 

Präsentation 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-2-BuKV-STATTBAU-Hamburg.pdf 
 
 

 

Quelle: Vortragsfolien Katrin Brandt 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-2-BuKV-STATTBAU-Hamburg.pdf
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Leipziger Erfahrungen beim Einsatz von Erbbaurechten für  

kooperatives und bezahlbares Bauen und Wohnen 

 

Vortrag von: Julia Lerz und Oliver Koczy (Stadt Leipzig) 

 
Das Erbbaurecht in Leipzig 
 
Im Jahr 2018 traf der Stadtrat in Leipzig den ent-
scheidenden Beschluss, dass keine kommunalen 
Wohn(bau)flächen mehr veräußert werden dür-
fen. Ab diesem Zeitpunkt war das Erbbaurecht 
gesetzt. Konzeptverfahren für §34er Baulücken, 
Rückbauflächen und Bestandsgebäude (Leer-
stände von kommunalem Wohnungsbauunter-
nehmen) erfolgen daher auch im Erbbaurecht. 
Die Wertermittlung für den Erbbauzins, der 
jährlich an die Stadt gezahlt werden muss, er-
folgt durch die Multiplikation des Verkehrswer-
tes, der vom unabhängigen Gutachterausschuss 
ermittelt wird, mit dem marktüblichen Erbbau-
zinssatz.  
 
Verkehrswertermittlung 
 
Grundlage für die Verkehrswertermittlung (Ver-
äußerung zum vollen Wert gem. § 90 Sächsische 
Gemeindeordnung) ist der Bodenrichtwert, der 
jedes Jahr im März veröffentlicht wird. Die Erb-
baurechtsverträge werden daher spätestens im 
Februar geschlossen, um nicht in die nächste 
Bewertungsstufe zu rücken. Das Problem dieser 
Wertermittlung ist, dass sich steigende Boden-
richtwerte direkt auf den Erbbauzins auswirken. 
Die Wertermittlung für Erbbaurechte und den 
freien Verkauf erfolgen auf der gleichen Grund-
lage.  
 
Der Marktübliche Erbbauzins –  
Eine Neuermittlung 
 
Bleibt die Frage, was ein „marktüblicher“ Erb-
bauzinssatz ist, wenn es keinen Markt für Erb-
baurechte gibt. Da der Erbbauzins in Leipzig bis 
2020 bei 4 Prozent lag (abgeleitet aus dem Alt-
schuldenhilfegesetz) und damit unattraktiv für 
gemeinschaftliche Wohnformen war, ging die 
Stadt eine Neuermittlung des Zinssatzes an. Die 
Neuberechnung der Marktüblichkeit erfolgte im 
Rahmen einer Informationsvorlage für den 
Stadtrat. Es war keine Zustimmung der Landes-
direktion erforderlich und die Neubewertung 
entfaltet keine beihilferechtliche Relevanz.  
Für die Bestimmung der Marktüblichkeit wählte 
die Stadt Leipzig drei parallele Methoden: 

1.Eigenkapitalrendite (dynamische Investitions-
rechnung zur Messung der Wirtschaftlichkeit - 
also ab welchem Punkt wird Rendite neutral) 
2. Vergleich barwertige Kosten von Erbbaurecht 
und Volleigentum (Verteilung von Risiko und 
Rendite: Wann ist das Verhältnis von Risiko und 
Rendite zwischen den Vertragspartner:innen 
etwa gleich aufgeteilt) 
3. Vergleich der Erbbaurechtszinssätze anderer 
Städte in Deutschland (vgl. Studie Erbbaurechts-
verband und JLL 2020) 
Das Ergebnis für Leipzig war ein marktüblicher 
Erbbauzinssatz von 2,5 Prozent. Eine weitere 
Reduzierung für sozialen Wohnungsbau wurde 
als nicht sachgerecht erachtet, da es hierfür För-
dermöglichkeiten gibt. Alle drei Methoden wur-
den gleichgewertet und ein Mittelwert gebildet. 
Sie kamen alle auf ein ähnliches Ergebnis. Die 
Marktüblichkeit soll in Zukunft alle fünf Jahre 
neuberechnet werden. 
 
Neue Herausforderungen und Lösungsansätze 
 
Aufgrund der aktuellen Situation reicht diese 
Neubewertung allerdings nicht aus – selbst eine 
Senkung des Erbbauzinses auf 0 würde noch im-
mer einen kommunalen Zuschuss erfordern. 
Deshalb ist ein kommunales „Rettungspaket“ in 
Planung, um die bestehende Finanzierungslücke 
von gemeinschaftlichen Wohnprojekten zu fül-
len.  Eine Senkung der Bodenkosten als Teil die-
ses Paketes ist in Sachsen eventuell möglich. Ein 
Ansatzpunkt findet sich in der Gemeindeord-
nung:  
 
Sächsische Gemeindeordnung 
§ 90 Veräußerung von Vermögen 
(1) Die Gemeinde darf Vermögensgegenstände ver-
äußern, wenn sie sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nicht braucht und Gründe des Wohls der Allgemein-
heit nicht entgegenstehen. Vermögensgegenstände 
dürfen in der Regel nur zu ihrem vollen Wert veräu-
ßert werden. Ausnahmen sind im besonderen öf-
fentlichen Interesse zulässig. Dies gilt insbesondere 
für Veräußerungen zur Förderung von sozialen 
Einrichtungen, des sozialen Wohnungsbaus, des 
Denkmalschutzes und der Bildung privaten Eigen-
tums unter sozialen Gesichtspunkten." 
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Dieser Passus zum Gemeinwohl ermöglicht vo-
raussichtlich eine Absenkung des Bodenpreises. 
Dafür sind jedoch transparente Kriterien ge-
wünscht. Angedacht ist zum Beispiel ein Ab-
schlag als Kompensation von (im besten Fall 

kalkulatorisch darstellbaren) Nachteilsausglei-
chen wie einer längeren Bindungsdauer des so-
zialen Wohnraums ohne entsprechendes För-
dersubstitut oder Mindereinnahmen durch 
„geringerwertige“ Nutzungen.  
 

 

Präsentation 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-3-BuKV-Leipzig.pdf 

Literaturhinweise 

Ratsbeschluss Leipzig Sonderförderung kooperativer, gemeinwohlorientierter Bauprojekte auf kommunalen Grundstücken 
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/vo020?VOLFDNR=2006399&refresh=false  
Studie „Erbbaurechte im Wohnungsmarkt - Die Perspektive der Erbbaurechtsgeber und die der Investoren“ von JLL und 
Deutscher Erbbaurechtsverband 2020 https://www.jll.de/content/dam/jll-com/documents/pdf/research/emea/germany/de/Erb-
baurechte-im-Wohnungsmarkt-JLL-Deutschland.pdf 

Verbilligungsrichtlinie der BImA als Beispiel für Abschläge pro Sozialwohnung 
https://cdn0.scrvt.com/1f9e599af5d26bd9a064fd3c6c6d6d3b/98f22dacd086bc1e/0c99bd55b8b1/98f22dacd086bc1e-bb19ce345a0c-

VerbR_Neufassung_2018.pdf 
  

  

        

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-3-BuKV-Leipzig.pdf
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/vo020?VOLFDNR=2006399&refresh=false
https://www.jll.de/content/dam/jll-com/documents/pdf/research/emea/germany/de/Erbbaurechte-im-Wohnungsmarkt-JLL-Deutschland.pdf
https://www.jll.de/content/dam/jll-com/documents/pdf/research/emea/germany/de/Erbbaurechte-im-Wohnungsmarkt-JLL-Deutschland.pdf
https://cdn0.scrvt.com/1f9e599af5d26bd9a064fd3c6c6d6d3b/98f22dacd086bc1e/0c99bd55b8b1/98f22dacd086bc1e-bb19ce345a0c-VerbR_Neufassung_2018.pdf
https://cdn0.scrvt.com/1f9e599af5d26bd9a064fd3c6c6d6d3b/98f22dacd086bc1e/0c99bd55b8b1/98f22dacd086bc1e-bb19ce345a0c-VerbR_Neufassung_2018.pdf
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Fishbowl - Ideen, Praxisbeispiele und offene Fragen 

 

Thema Erbbauzinsen 

… 
Die Ermittlung von Erbbauzinsen ist 
vielerorts intransparent und erfolgt in 
individuellen Modellen. Eine bundes-
einheitliche Bewertungsmethode des 
Erbbauzinses wäre sinnvoll und würde 
vielen Städten die Berechnung er-
leichtern. 

 
Eine gute Übersicht über die Bewer-
tungsmethodik für Erbbaurechte wäre 
ein schönes BBSR-Projekt. 
 
Der Wertansatz beim Erbbaurecht 
sollte ein anderer Ansatz als bei der 
Veräußerung sein. Gründe hierfür 
sind, dass Banken Erbbaurechte an-
ders beleihen als Eigentum. Außerdem 
orientiert sich der Verkehrswert an 
den Marktwerten aus Verkäufen, die 
für Erbbaurechte keinen Sinn ergeben. 
 
Bei manchen Gutachterausschüssen 
wird der Wert in Abhängigkeit von der 
Laufzeit unterschiedlich berechnet. 
 
Offene Frage: Wie gehen Städte mit 
dem steigenden Verbraucherpreisin-
dex um. Werden die Erbbauzinsen ent-
sprechend angepasst? Wie ist eine 
Anpassung für Projekte mit Mietpreis-
bindung bezahlbar? 
 
In Wiesbaden wurde der Erbbauzins-
satz von 4 Prozent auf 1 Prozent 

schuldrechtlich abgesenkt. Daraus er-
geben sich die Fragen, ob die Projekte 
im Anschluss verkaufen dürfen? Und 
bei welchen Rechtsformen ein Verkauf 
vielleicht wünschenswert ist. Der Auf-
wand einer schuldrechtlichen Absen-
kung ist geringer. Die Dauerhaftigkeit 
der Absicherung ist besser über Erb-
baurechte regelbar. Eine weitere Mög-
lichkeit sind revolvierende Fonds in 
Verbindung mit Rückkaufrechten für 
die Stadt. Rückkaufsrechte sind aller-
dings für die Bankenfinanzierung 
schwierig. 
 
Ein gutes Fortbildungsprogramm zum 
Thema Erbbaumanagement mit dem 
Schwerpunkt „Gestaltungsmöglich-
keiten der Verträge“ fehlt. Wichtig ist 
hier eine Orientierung an Zielen: Was 
wollen wir mit den Gruppen errei-
chen? 
 
In Stuttgart gibt es einen bodenpoliti-
schen Grundsatzbeschluss, der Pro-
jekten ein Wahlrecht zwischen Erb-
baurecht, oder einem Verkauf gibt. Die 
Möglichkeit des Kaufes besteht für 
Projekte mit Rechtsformen, die ihre 
Ziele aufgrund ihrer Struktur langfris-
tig sichern, wie z.B. das Mietshäuser 
Syndikat oder Genossenschaften. 
https://www.immobilienverlag-stuttgart.de/wp-content/up-

loads/2022/02/Stuttgart_Bodenpolitk_Beschlussvor-

lage_2022.pdf 

 
Tübingen arbeitet mit einem erbbau-
rechtsersetzenden Wiederkaufsrecht. 

https://www.immobilienverlag-stuttgart.de/wp-content/uploads/2022/02/Stuttgart_Bodenpolitk_Beschlussvorlage_2022.pdf
https://www.immobilienverlag-stuttgart.de/wp-content/uploads/2022/02/Stuttgart_Bodenpolitk_Beschlussvorlage_2022.pdf
https://www.immobilienverlag-stuttgart.de/wp-content/uploads/2022/02/Stuttgart_Bodenpolitk_Beschlussvorlage_2022.pdf
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Laut eines BGH Urteils sind auch ver-
tragliche (Nutzungs-)Einschränkun-
gen an Eigentum möglich. Daraus 
ergibt sich die Frage, ob evtl. auch ver-
tragliche Grundstücksverbilligungen 
möglich wären.  
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtspre-

chung/document.py?Ge-

richt=bgh&Art=en&nr=104241&pos=0&anz=1 

 
Beihilferechtlich ist die Bezuschus-
sung und Erbbaurechtszinsabsenkung 
kein Problem. Vielleicht ist dieses In-
strument flexibler, als die Wertbe-
rechnungsgrundlage zu ändern. 

… 
Thema Suffizienz und Flächen 

sparen 

… 
Das Forschungsprojekt OptiWohnen 
mit den Praxispartnerstädten Tübin-
gen, Köln und Göttingen beschäftigt 
sich mit der Reduzierung von Wohn-
flächen. Dabei spielen zum Beispiel 
Kleinstwohnprojekte, Nachverdich-
tung und direkte Beratung insbeson-
dere für ältere Menschen eine Rolle. 
Bei der Nachverdichtung im Bestand 
sind Eigentumsverhältnisse sowie die 
Rechtsform/Trägerfrage Knack-
punkte.“  
https://www.wohnen-optimieren.de/ 

 
Wohnungstausch als ein wichtiges 
Element des Flächensparens ist span-
nend. Im Moment besteht dahinge-
hend noch kaum eine Praxis, weil der 

Moment der Neuvermietung auch der 
Moment der Mieterhöhung ist. In Ös-
terreich besteht nach § 13 Mietrecht-
gesetz ein Anspruch auf Wohnungs-
tausch. Obwohl dieses Gesetz totes 
Recht ist, weil Gerichturteile sagen, 
dass vorher alle Mittel ausgeschöpft 
sein müssen, wäre eine ähnliche Regel 
in Deutschland wünschenswert. 
  

In Berlin kümmert sich die Netzwerk-
agentur für Generationenwohnen um 
Gruppen, die im Neubau „Sorgende 
Wohngemeinschaften“ für ältere 
Menschen umsetzen. Diese Projekte 
werden in Kooperation mit kommuna-
len Wohnungsbauunternehmen um-
gesetzt, die die Gruppe als wichtigen 
Aktivator für die Nachbarschaft (z.B. 
über Gemeinschaftsraum, Garten) an-
erkennen. Die Netzwerkagentur leistet 
Überzeugung durch Modellprojekte 
und organisiert Stammtische, bei de-
nen sich Gruppen bilden können. In 
München gibt es ähnliche Ansätze un-
ter dem Titel „Sorgende Hausgemein-
schaften“. Hier sind Wohnungsbau-
unternehmen über Quoten verpflichtet 
ca. acht bis zehn Wohneinheiten dafür 
abzugeben. Die Wohnungsunterneh-
men schließen Einzelmietverträge mit 
den Gruppenmitgliedern und stellen 
den Gemeinschaftsraum zur Verfü-
gung. 
https://www.mitbauzentrale-muenchen.de/files/daten/mit-

bauKompakt-sorgendeHausg-Einzel.pdf 

 

https://www.netzwerk-generationen.de/willkommen 

 

In Leipzig wie anderswo stellt sich die 
Frage, ob Neubau überhaupt noch 
sinnvoll ist. Vielmehr sollten Leer-
stände im Umland mitgedacht werden. 
 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=104241&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=104241&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=104241&pos=0&anz=1
https://www.wohnen-optimieren.de/
https://www.mitbauzentrale-muenchen.de/files/daten/mitbauKompakt-sorgendeHausg-Einzel.pdf
https://www.mitbauzentrale-muenchen.de/files/daten/mitbauKompakt-sorgendeHausg-Einzel.pdf
https://www.netzwerk-generationen.de/willkommen
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Die aktuell steigenden Energiekosten 
und der Umstieg auf erneuerbare 
Energien werden die Suffizienzfrage 
verstärken. 
 

… 
Weitere Gedanken 

… 

Etwa 80 Prozent des Wohnbestandes 
in Deutschland befindet sich im Klein-
eigentum. Hieraus ergibt sich ein 
Möglichkeitsmoment für Kommunen 
v.a. bei Erbstreitigkeiten. Kommunen 
sollten Eigentümer:innen dazu moti-
vieren, gemeinwohlorientiert zu ver-
kaufen. Ähnlich wie es die GIMA in 
München, Frankfurt und Berlin als 
Genossenschaften bereits erproben. 

… 
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Baurechtschaffung in neuen Siedlungsgebieten 
 

Vortrag von: Felicia Müller (Fachabteilung Projektentwicklung, Stadt Tübingen) 

 
Die Erkenntnisse aus 25 Jahren Konzeptverfahren, 

hat die Stadt Tübingen stetig genutzt, um das ei-

gene Verfahren anzupassen und nachzuschärfen. 

Anhand des letzten Entwicklungsgebietes „Hechin-
ger Eck Nord“ stellte Felicia Müller zentrale Evalu-
ierungsergebnisse vor. 

 
Vor allem die Beständigkeit der angebotenen 
Konzepte über einen Generationenwechsel hin-
weg war ein wichtiges Thema, das sich aus der 
Evaluation der früheren Projekte ergab und beim 
„Hechinger Eck Nord“ verstärkt in den Blick ge-
nommen wurde. Die Absicherung der Konzep-
tidee erfolgte dabei insbesondere durch zwei In-
strumente. Das erste war die so genannte 
Optionsphase im Konzeptverfahren, das zweite 
besondere Festsetzungen im Bebauungsplan. 
Die Optionsphase, also die Reservierungszusage 
für das Grundstück (auch Anhandgabe) dauert in 
Tübingen acht Monate. In dieser Zeit wird das 
Konzept für die bauliche Umsetzung konkreti-
siert und geschärft. Während dieser Options-
phase gibt es eine Sprechstunde mit der Stadt 
und nach vier Monaten Entwurfsplanung erfolgt 
ein verpflichtendes Statusgespräch. Danach fol-
gen vier Monate Genehmigungsplanung, an de-
ren Ende die Einreichung der Bauanträge steht. 
Sollte das Konzept nicht zur Umsetzung ge-
bracht werden, gibt es eine Rückfalloption an die 
Stadt. Dann folgt eine erneute Ausschreibung 
mit geringeren Kriterien und die Gruppe hat wie 
andere Interessierte die Option, sich erneut zu 
bewerben. 
Eine weitere Reaktion auf frühere Entwicklun-
gen, die im Konzeptverfahren umgesetzt wurde, 
war die verpflichtende Vorgabe des Programms 
„Fairer Wohnen“ (Baulandbeschluss Universi-
tätsstadt Tübingen), das aufs gesamte Quartier 
verteilt ein Drittel der Flächen als geförderten 
Mietwohnungsbau, ein Drittel mit einer Miet-
bindung deutlich unterhalb der ortsüblichen 
Vergleichsmiete und das letzte Drittel größten-
teils auf die ortsübliche Vergleichsmiete be-
grenzt festlegt. Die Wohnungen müssen dabei 
nicht vermietet werden, sondern können auch 
zur Selbstnutzung bestimmt sein. Die einzelnen 

Projekte müssen in ihrer Bewerbung angeben, 
welches Segment sie bedienen (s. Erklärvideo 
der Stadt Tübingen).  
Für eine bessere Transparenz im Verfahren 
wurde zudem eine Mindestpriorisierung aller 
Kriterien eingeführt, die vom Vergabegremium 
berücksichtigt wird. 
Bedingt durch Covid19, aber auch um andere 
Zielgruppen zu erreichen, gab es beim Verfahren 
viele Online-Angebote, wie eine Online-Platt-
form zur Gruppenfindung. 
Insbesondere im Französischen Viertel gibt es 
mittlerweile viele Anträge für die Umnutzung 
der Erdgeschosse zu Wohnen. Da dies nicht dem 
Grundgedanken der Quartiersentwicklung ent-
spricht und die Stadt hier nur das Argument des 
„Gebietserhaltes“ hat, um die Nutzungsände-
rung zu untersagen, erfolgte im „Hechinger Eck 
Nord“ eine baurechtliche Absicherung. 
Klare Festsetzungen im Bebauungsplan (Bau-
grenze, Balkongröße etc.) reduzieren auch die 
Komplexität des Verfahrens (insbesondere die 
Auswahl der Projekte) mit mehreren Akteuren 
deutlich. 
Bei der Art der baulichen Nutzung setzte die 
Stadt auf den Gebietstyp „Urbanes Gebiet“ statt 
wie in den älteren Quartieren auf „Mischgebiet“ 
oder „Allgemeines Wohngebiet“. In den Erdge-
schossen erfolgte ein Ausschluss von Wohnen in 
den öffentlichkeitswirksamen Bereichen. Nur 
der Zugang zum Wohnen in die Obergeschosse 
wurde zugelassen. Außerdem wurden aus-
nahmsweise Gemeinschaftsräume zugelassen. 
Ferienwohnungen, Boarding-Houses und ähnli-
che Nutzungen sind grundsätzlich ausgeschlos-
sen. 
Beim Maß der baulichen Nutzung setzt die Stadt 
auf eine GRZ 1 von mindestens 0,8 und eine GRZ 
2 bis 1,0, die durch Unterbauungen erreicht wird. 
Es ist darauf zu achten, ausreichend Spielraum 
bei der absoluten Gebäudehöhe zu lassen, um 
insbesondere im Erdgeschoss flexibler zu sein. 
Die Überschreitungshöhe von Dachaufbauten 
wird ausreichend hoch (mind. 2 m über Attika) 
festgesetzt. 
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In Tübingen hat sich die Blockrandbebauung als 
bewährte städtebauliche Figur herausgestellt 
und wurde auch beim „Hechinger Eck Nord“ 
wiederholt. Dabei wird auf Baulinien verzichtet. 
Die Baugrenzen erlauben eine Gebäudetiefe von 
14,5 m. Diese Tiefe lässt im begrenzten Rahmen 
auch Cluster-Wohnen zu. Aus der Diskussions-
runde ergab sich hierzu die Anmerkung, dass bei 

größeren Projekten fixe Kosten pro Kopf gerin-
ger ausfallen (z.B. Kosten für einen Aufzug) und 
deshalb größere Parzellen vorteilhaft sind. An-
dererseits steht das dem Tübinger Ziel einer 
kleinteiligen Quartiersentwicklung mit mög-
lichst vielfältiger Trägerstruktur entgegen.

 

 

Präsentation 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-4-BuKV-BPlaene-Tuebingen.pdf 

Literaturhinweise 

Baulandbeschluss "Fairer Wohnen" https://www.tuebingen.de/gemeinderat/vo0050.php?__kvonr=12599  
Broschüre zum Thema „Fairer Wohnen“ https://www.tuebingen.de/Dateien/broschuere_fairer_wohnen_in_tuebingen.pdf  

 
Erklärvideos der Stadt Tübingen 

Das Hechinger Eck Nord https://www.youtube.com/watch?v=JrziDg55OxE 
Hechinger Eck Nord: Das Vergabeverfahren https://www.youtube.com/watch?v=aOyzGeES260 
Hechinger Eck Nord: Fairer wohnen https://www.youtube.com/watch?v=H__MCHuPoco 

Hechinger Eck Nord: Vergabekriterien https://www.youtube.com/watch?v=GWIXZ70AF9g 
Hechinger Eck Nord: Wie finde ich eine Gruppe? https://www.youtube.com/watch?v=dhuHKRIjHJg 
Hechinger Eck Nord: Gemeinschaftliches Bauen https://www.youtube.com/watch?v=nY-KJB6OBu4 
Hechinger Eck Nord: Was ist eine Optionsvergabe? https://www.youtube.com/watch?v=4_sRbhE_f48 

 

  

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-4-BuKV-BPlaene-Tuebingen.pdf
https://www.tuebingen.de/gemeinderat/vo0050.php?__kvonr=12599
https://www.tuebingen.de/Dateien/broschuere_fairer_wohnen_in_tuebingen.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=JrziDg55OxE
https://www.youtube.com/watch?v=aOyzGeES260
https://www.youtube.com/watch?v=H__MCHuPoco
https://www.youtube.com/watch?v=GWIXZ70AF9g
https://www.youtube.com/watch?v=dhuHKRIjHJg
https://www.youtube.com/watch?v=nY-KJB6OBu4
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Anker-/Anliegerverfahren in B-Plänen, in Konzeptverfahren 

und in der Realisierung 
 

Vortrag von: Thomas Gauggel und Matthias Gütschow (Architekten, Tübingen) 

 
Tübingen entwickelt seine Quartiere im so ge-
nannten Anker-/Anliegerverfahren. Denn die 
kleinteilige Entwicklung der Baublöcke bedeu-
tet, dass verschiedene Aufgaben mit den Nach-
barprojekten gemeinsam abgestimmt und 
durchgeführt werden müssen. Dazu gehören die 
Parkierung, die Planung und Gestaltung der ge-
meinschaftlichen Freianlagen mit baurechtlich 
notwendigem Spielplatz und die Koordination 
der verschiedenen Baustellen (bei gleichzeitigen 
Bauzeiten und beengten Verhältnissen). Damit 
klar geregelt ist, wie diese Querschnittsaufgaben 
abgewickelt werden, ist dieses bereits im Kon-
zeptverfahren angelegt. Die Grundstückseigen-
tümerin schreibt das Baufeld nicht in festgeleg-
ten Einzelgrundstücke aus. Dadurch kann der 
Block gezielt bedarfsgerecht parzelliert werden. 
Das Anker-/Anliegerverfahren erfolgt in zwei 
Stufen. Zunächst bewirbt sich das so genannte 
Ankerprojekt auf ein Grundstück innerhalb der 
Konzeptausschreibung. Nach der Auswahl und 
Reservierungszusage entwickelt das Ankerpro-
jekt in Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung 
die so genannte „Ankerkonzeption“, also ein 
Grobkonzept für die Projektplanung der Tiefga-
rage sowie des Innenhofs. Die Ankerprojekte ha-
ben im Gegenzug zu ihrem Mehraufwand, der 
von allen Projekten des Baufeldes bezahlt wird, 
einen Wettbewerbsvorteil bei der Bewerbung um 
das Grundstück, weil sie weniger Konkurrenz 
haben. 
Nach der Erstellung der Ankerkonzeption bewer-
ben sich die Anlieger, also die weiteren Projekte, 
die im selben Baublock bauen wollen und erhalten 
Reservierungszusagen.  
Die „Grundlagenvereinbarung“, die dann folgt, 
ist eine baufeldspezifische Weiterentwicklung 
der Ankerkonzeption im Dialog zwischen An-
kerprojekt und Anliegern. Sie entspricht prinzi-
piell der Ankerkonzeption. Änderungen erfolgen 
nur in Abstimmung. Diese „Grundlagenverein-

barung“ wird dann durch einen Notar in ein ju-
ristisches Dokument gefasst und als „Grundla-
genurkunde“ notariell beurkundet. Diese „Ver-
fassung des Grundstücks“ ermöglicht 
Grunddienstbarkeiten schon vor dem Verkauf 
des Grundstücks und wird Anlage zu allen 
Grundstückskaufverträgen.  
Die Aufgaben des Ankerprojektteams sind die Pla-
nung der Tiefgarage bzw. die Steuerung, Modera-
tion und die Protokollierung des gemeinsamen 
Planungsprozesses mit den Anliegern, die Ent-
wicklung der juristischen Rahmenbedingungen 
(Leitungs- und Überfahrtsrechte sowie Unterbau-
ung) sowie die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen (Verteilung von Baukosten 
sowie Unterhalts- und Instandhaltungskosten). 
Zunächst erfolgt die Planung der Tiefgarage im 
„Worst-Case-Szenario“, also mit der im Maxi-
malfall notwendigen Anzahl an Stellplätzen und 
wird nachträglich an mögliche gemeinsame Mobi-
litätskonzepte angepasst. Außerdem ist das Anker-
projektteam für die partizipative Entwicklung des 
Innenhofs zuständig. Die gemeinsame Beauftra-
gung von Planungsleistungen wie von Geolog:in-
nen, Vermesser:innen, Tragwerksplaner:innen 
und die gemeinsame Beauftragung von Bauleis-
tungen wie Erd- und Rohbauarbeiten spart Kosten.  
Die übergeordnete Baustellen-Koordination mit 
einem Krankonzept übernimmt die Stadt als 
Grundstückseigentümerin für das gesamte Quar-
tier.  
Die Vorteile der Realisierung von Tiefgarage und 
Innenhof als Baugemeinschaftsprojekte liegen un-
ter anderem in der Realkostenabrechnung. Es fal-
len keine zusätzlichen Geschäftskosten, wie eine 
Zwischenfinanzierung sowie Zuschläge für Wagnis 
und Gewinn an. In der Regel gibt es auch keine 
doppelte Grunderwerbsteuer für die Grundstücke 
sowie keine Grunderwerbsteuer auf Bau- und 
Planungskosten, da kein Weiterverkauf erfolgt. 
Der Prozess führt zu einer hohen Transparenz und 
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guten Mitgestaltungsmöglichkeiten für die Anlie-
ger. Sollte auf Grund der Mobilitätswende eine 
Tiefgaragenplanung irgendwann nicht mehr nötig 
sein, würde die Stadt Tübingen sowie die vortra-
genden Architekten dennoch nicht auf das Verfah-
ren verzichten. Der Prozess der gemeinsamen Ent-
wicklung ist sehr viel wert für die Gruppenbildung 

und es können damit auch andere Themen wie 
projektübergreifende Gemeinschaftsräume, ge-
meinschaftliche Innenhöfe und Fahrradgaragen 
umgesetzt werden. Ein Nachteil des Verfahrens ist, 
das Anker-/Anliegerverfahren nicht mit Erbbau-
recht oder mit Tiefgaragen, die Gebäude unter-
bauen funktionieren. 

Präsentation 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2022/10/2022-5-BuKV-Anker-Anlieger-Tuebingen.pdf 

Erklärvideo der Stadt Tübingen 

Hechinger Eck Nord: Was sind Anker und Anlieger?  https://www.youtube.com/watch?v=q8YXuOJbaTQ 
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Diskussion über eine Weiterführung des interkommunalen Austauschs und mögliche Themen 

 
Größer, kleiner, anders? In welcher Form es mit 
dem gemeinsamen Austausch in den nächsten 
Jahren weitergeht, ist unklar und die Teilneh-
menden waren eingeladen, gemeinsam darüber 
nachzudenken.  
Zwischen einem gemütlichen Klassentreffen der 
Städte, die 2022 zum fünften Mal dabei waren, 
einer Weiterbildung für andere Mitarbeitende 
oder neue Kommunen und einer großen ge-
meinsamen Konferenz ist vieles denkbar. Auch 
ein Städtebesuch mit einer Exkursion zu umge-
setzten Projekten ist ein mögliches Format. 
Aus der Diskussion wird deutlich, dass eine Tei-
lung des Formats ansteht – in eine Weiterbil-
dung einerseits und eine Diskussion auf hohem 
Niveau andererseits (in bestehendem Format). 
Vor allem der Fortbildungsteil könnte eventuell 
an die Plattform „WIN“ des FORUM Gemein-
schaftliches Wohnen, Bundesvereinigung ange-
koppelt werden. Um gemeinsame Ergebnisse, 
Anliegen und Ideen weiterzutragen, könnte die 

Fachkommission Liegenschaften des Deutschen 
Städtetags die richtige Plattform sein.  
Ein wichtiges Produkt, z. B. aus einem For-
schungsprojekt entstanden, wäre eine dauerhaft 
fortgeschriebene Übersicht, welche verschiedene 
Ansätze von Konzeptverfahren es in Deutsch-
land gibt. 
Gewünscht wird, in welcher Form auch immer, 
eine stärkere Integration von Liegenschaftsäm-
tern. 
Ein wichtiges Thema ist zudem Konzeptverfah-
ren für Nicht-Wohnnutzung. Ein Austausch 
hierüber bräuchte aber andere Organisator:in-
nen als die drei bisherigen Vertreter:innen aus 
Frankfurt, Leipzig und München, die aus dem 
Feld „gemeinschaftliches Wohnen“ kommen. 
Berlin (stattbau Berlin gemeinsam mit der BIM) 
könnte einen Austausch in 2024 organisieren. 
Für 2023 wird noch eine Partnerstadt gesucht. 
Um den Anteil ehrenamtlicher Organisation zu 
verringern, wäre eine Erhöhung des Unkosten-
beitrags denkbar.

 

Wissen, Informationen, Netzwerke - WIN für Gemeinschaftliches Wohnen 

WIN steht für ein bundesweites Koordinierungsangebot und eine Informationsplattform für Gemeinschaftliches Wohnen 
und Gemeinschaftliches Wohnen plus. 

Es richtet sich an Interessierte, die einen Zugang zum Thema suchen sowie an zivilgesellschaftliche Initiativen, Kommunen 
und Projektträger aus der Wohnungs- und Sozialwirtschaft, die Projekte Gemeinschaftlichen Wohnens realisieren möchten. 
Dazu zählt auch Gemeinschaftliches Wohnen in Kombination mit Quartiers-Plus-Bausteinen wie ambulant betreuten Wohn-
gemeinschaften, Quartierstreffs und niedrigschwelligen Hilfsangeboten. 
Zentrales Ziel ist, die Entstehung von Projekten Gemeinschaftlichen Wohnens (plus) durch die Vermittlung von Wissen, In-
formationen und Netzwerken zu unterstützen. 

https://win.fgw-ev.de/ 
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Zum fünften Mal hat das Organisationsteam mit Jens Gerhardt, Natalie Schaller und Birgit Kasper 
den Bundesweiten Austausch Konzeptverfahren vorbereitet, organisiert und moderiert. Die Durch-
führung war dank der Mitwirkung der Mitarbeiter:innen der mitbauzentrale münchen, des Netzwerk 
Frankfurt für gemeinschaftliches Wohnen und des Netzwerk Leipziger Freiheit möglich. Partner-
stadt vor Ort war in diesem Jahr die Universitätsstadt Tübingen. Die Erstellung dieser Dokumenta-
tion haben Stiftung trias, FORUM Gemeinschaftliches Wohnen, Bundesvereinigung und das Netz-
werk Immovielien tatkräftig unterstützt. 
 
 
 

FORUM Gemeinschaftliches Wohnen e.V. Bundesvereinigung 
Hildesheimer Straße 15, 30169 Hannover 
www.fgw-ev.de 

 
 
mitbauzentrale münchen 
Schwindstraße 1, 80798 München 
www.mitbauzentrale-muenchen.de 

 
 
Netzwerk Frankfurt für gemeinschaftliches Wohnen e.V. 
Adickesallee 67/69, 60322 Frankfurt a. M. 
www.gemeinschaftliches-wohnen.de 

 
 
Netzwerk Leipziger Freiheit 
Leibnizstrasse 15, 04105 Leipzig 
www.netzwerk-leipziger-freiheit.de 

 
 
Netzwerk Immovielien e.V. 
Neckarstr. 19, 12053 Berlin 

www.netzwerk-immovielien.de 
 
 
 
 
Mit freundlicher Unterstützung durch: 
 
 

Stiftung trias  
Gemeinnützige Stiftung für Boden, Ökologie und Wohnen 
Droste-Hülshoff-Str. 43, 45525 Hattingen (Ruhr) 
www.stiftung-trias.de 

 

 

https://verein.fgw-ev.de/
https://www.mitbauzentrale-muenchen.de/home.html
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/
https://www.netzwerk-leipziger-freiheit.de/
https://www.netzwerk-immovielien.de/
https://www.stiftung-trias.de/home/
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Frühere Veröffentlichungen der Dokumentation 
zum Bundesweiten Austausch Konzeptverfahren 

1. Bundesweiter Austausch Konzeptverfahren,  
2017 in Leipzig 
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-con-

tent/uploads/2018/03/Dokumentation_Bundesweiter-

Austausch-Konzeptverfahren.pdf 

2. Bundesweiter Austausch Konzeptverfahren, 2018 
in Hannover 
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-con-

tent/uploads/2019/05/FinalDoku-Konzeptverfahren-

2018-Hannover.pdf 

3. Bundesweiter Austausch Konzeptverfahren, 2019 
in Frankfurt am Main 
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-con-

tent/uploads/2020/04/Dokumentation_final_ohneAn-

hang.pdf 

4. Bundesweiter Austausch Konzeptverfahren, 2021 
online 
https://verein.fgw-ev.de/media/4bundesweiteraus-

tauschkonzeptverfahren2021_doku.pdf 
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Die dokumentierte Veranstaltung fand am 29. und 
30.09.2022 in Tübingen statt. 

 

Digital veröffentlicht im Jahr 2023. 

https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2018/03/Dokumentation_Bundesweiter-Austausch-Konzeptverfahren.pdf
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2018/03/Dokumentation_Bundesweiter-Austausch-Konzeptverfahren.pdf
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2018/03/Dokumentation_Bundesweiter-Austausch-Konzeptverfahren.pdf
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2019/05/FinalDoku-Konzeptverfahren-2018-Hannover.pdf
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2019/05/FinalDoku-Konzeptverfahren-2018-Hannover.pdf
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2019/05/FinalDoku-Konzeptverfahren-2018-Hannover.pdf
https://www.gemeinschaftliches-wohnen.de/wp-content/uploads/2020/04/Dokumentation_final_ohneAnhang.pdf
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